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Amtlicher Teil .
Die Beilegung der Lohnbewegung in der

badischen Textilindustrie .
** Nachdem die Bemühungen der badischen Stellen , die

Bewegung in der Textilindustrie zu einem Ende zn bringen ,
ohne Erfolg geblieben waren, unterrichtete das Badische Ar-
Veitsministerium das Reichsarbeitsministerium über die An¬
gelegenheit. Dieses ordnete in Ausübung der ihm nach tz 22
Absatz 2 der Reichsverordnung über die Schlichtung von Ar¬
beitsstreitigkeiten vom 23. Dezember 1918 gegebenen Zustän¬
digkeit die Einsetzung eines Schiedsgerichts an .

Der Referent des Badischen Arbeitsministeriums , Ober -
regierungSrat Dr . Ing . Ritzmann , verhandelte Hierwegen mit
den Parteien und erreichte ein Übereinkommen dahingehend,
hast die Arbeitgeber sich zur Mitarbeit in einem Schiedsgericht,
vor allem unter der Voraussetzung bereit erklärten , daß vor¬
her die Arbeit in allen Betrieben wieder ausgenommen
Würde. Auch behielten sie sich die Nichtwiedereinstellung ein¬
zelner Arbeiter vor, die sich Ausschreitungen während des
Streiks hatten zu schulden kommen lassen. Darüber , ob
solche Ausschreitungen im Einzelfalle vorliegen , soll nach der
Vereinbarung das zuständige Gericht endgültig entscheiden.
Die Führer des Deutschen Textilarbeiterverbandes setzten sich
in den Betriebsversammlungen der streikenden Betriebe für
die Durchführung des Übereinkommens mit dem Erfolg ein ,
dass an dem ursprünglich gestellten Termin (am Donnerstag ,
den 9. Juni d. I .) die Arbeit in allen Betrieben , mit Aus¬
nahme der Firma Grossmann in Brombach und der Ramie¬
gesellschaft in Emmendingen wieder ausgenommen war .

Die Tatsache der Fortsetzung des Streiks in diesen beiden
Betrieben veranlagte den Arbeitgeberverband , die von ihm
in Aussicht genommene Gesamtaussperrung für Baden anzu¬
ordnen . Die Kündigungen erfolgten am Montag , den 13.
Juni d. I . ; die Aussperrung wird am 27. d . M . wirksam wer¬
den, wenn bis dahin die Angelegenheit nicht beigelegt werden
sollte . Inzwischen hat auch die Arbeiterschaft der Firma
Grossmann , Brombach, die Arbeit wieder ausgenommen , nur
die Belegschaft der Ramiegesellschaft Emmendingen steht
noch im Kampfe, weil sie den Vorsitzenden des Betriebsrats ,
den die Firma neben einem anderen Arbeiter wegen Aus¬
schreitungen nicht wieder einstellen will, nicht fallen lässt . Die
Verhandlungen in Emmendingen dauern fort .

Als Termin für den Zusammentritt des Schiedsgerichts
ist der 16. Juni angesetzt . Nach allem ist zu hoffen , daß die
Aussperrung nicht wirksam werden und eine damit verbundene
ausserordentliche Schädigung des badischen und deutschen Wirt -
schaftslebens vermieden bleiben wird . In dem Augenblick,
in dem das Schiedsgericht seine Arbeit aufnimmt , ist die ganze
Bewegung in die Bahn zurückgeleitet, die sie nie hätte ver¬
lassen sollen , und auf der eine sachliche Entscheidung der
Streitfrage wohl schon längst erreicht worden wäre .

Beschönigte und okkene Ver¬
gewaltigung Gberschlesiens .
Bon einem gelegentlichen Mitarbeiter wird uns geschrieben:
Die Zahlen der bei der Volksabstimmung in Oberschlesien

abgegebenen Stimmen reden eine so deutliche Sprache zu¬
gunsten Deutschlands , daß von französischer Seite geradezu
verzweifelte Mittel angewandt werden , um sie zu über¬
schreien . Beispielsweise veröffentlicht der » Eclair " vom
18 . April eine Beuthener Meldung der Agentur Expreß Te -
legraphe de l 'Est' dass eine „private " nach dem 20. März ver¬
anstaltete Volksabstimmung im Kreise Oppeln eine einstim¬
mige ( !) Erklärung für Pole» gezeitigt habe . Da im Kreise
Oppeln am 20. März 810VV deutsche und 2KV9V polnische
Stimmen gezählt worden sind, braucht über den grotesken
Schwindel» der mit jener Nachricht in die Welt gesetzt ist,
lein Wort mehr verloren zu werden .

In etwa» vorsichtigerer Weise möchte das „Journal de»
Debüts " vom 18. April den französisch-polnischen Standpunkt
retten , dass der oberschlesische Jndüstriebezirk trotz des deut¬
schen Charakters aller grösseren Städte zu Polen geschlagen
Verden müsse. Das Pariser Blatt legt sich nämlich die
Sache folgendermaßen zurecht : ^Die Industriestädte sind
«ine verhältnismässig junge Schöpfung; vor 30 Jahren waren
sie Dörfer oder Flecken. Die Ausbeutung der Gruben hat
«ine immer zahlreichere Bevölkerung zusammenströmen lassen,
Die nicht autochthon ( ! ) ist . Der Wechsel der Staatsunter¬

tänigkeit Wird die Elemente verschwinden lassen , die zur Ver¬
waltung aller Grade gehören, und alle diejenigen , die nach
ihr gravitieren . Mit der Zeit werden die deutschen
Inseln im Grubenbezirk verschwinden, und das wird Ge¬
rechtigkeit sein, da sie durch fremden Zulauf gebildet wurden ."

Die Interalliierte Kommission in Oppeln merkt hoffentlich
nicht den stillen Tadel , der in den vorstehenden Ausführun¬
gen zwischen den Zeilen gegen sie gerichtet ist : hat sie doch
durch das für die Volksabstimmung erlassene Wahlreglement
„nur " die seit 1904 in Oberschlesien Ansässigen vom Stimm¬
recht ausgeschlossen , während das „Journal des Debets " offen¬
bar der Ansicht ist, dass in den oberschlesischen Städten , alle,
die nicht zu deren Ureinwohnern gehören, des Wahlrechts
hätten beraubt werden müssen ! Die wirtschaftlich-soziale
Entwicklung voller 60 Jahre , also zweier Generationen , als
eine Ungerechtigkeit behandeln , die durch Verschwinden der
deutschen „Inseln " gesühnt werden müsse , ist ein Verfahren ,
das im 20 . Jahrhundert einiges Aufsehen erregen könnte»
wenn nicht das Franzosentum von heute Wer Raum und Zeit
erhaben wäre . Aber die Originalität des Gedankens , eine
Volksabstimmung nicht nach ihren unmittelbaren Ergebnissen »
sondern nach der für gerecht gehaltenen mutmasslichen Ent¬
wickelung der Zukunft zu beurteilen , ist in einem leitenden
Organ des demokratischen Frankreichs, das Volksabstimmun¬
gen aus der eigenen Geschichte hinlänglich kennt, wahrhaft
überwältigend !

Da das „Journal des Döbats " mit dem Verschwinden des
deutschen Beamtentums und aller , die nach ihm „gravitieren ",
also der fWrenden deutschen Personen in Industrie , Handel
und Gewerbe ganz bestimmt rechnet, kann es die Frage ,
welches Schicksal die oberschlesische Industrie unter polnischer
Herrschaft erwarte , um so weniger Wergehen , je genauer ei-
weiß, dass Engländern , Italienern usw . in dieser Beziehung
die ernstesten Besorgnisse hegen. Das Pariser Matt macht sich
indessen die Antwort auf jene Frage sehr leicht ; es beruhigt
sich bei der Erwägung : die deutschen Eigentümer der ober¬
schlesischen Unternehmungen werden sich schon Mühe geben,
die Sache im Gange zu erhalten und die Polen werden unter
ihren im Auslande unterrichteten Volksgenossen sowie bei
ihren Freunden schon das nötige Personal finden . — Ohne
Zweifel möchte» die Franzosen nichts lieber , als sich durch
Einnistung in Oberschlesien die Basis für die Aufrichtung
ihrer wirtschaftlichen Herrschaft über den europäischen Kon¬
tinent verbreitern . Aber wird Pole» dazu ganz willig sein,
sobald eS Oberschlesien geschluckt hat ? Eine Auskunft , die
Korfanty einem Berichterstatter des Londoner „Observer " er¬
teilt hat , nötigt in! dieser Hinsicht zu lebhaften Zweifeln ;
denn laut des „Rozeszpospolita" dom 39. Dezember 1930 hat
Korfanty jenem Gewährsmann erklärt : Die Polen seien
bereit , in Oberschlesien die Erbschaft nach den Deutschen zu
übernehmen und die Industrie dort ohne jegliche Hilfe weiter
zu entwickeln . WaS solches Selbstvertrauen der Polen prak¬
tisch bedeutet, Havert Posen und Pomerellen während der
zwei Jahre , die sie unter der Warschauer Regierung stehen,
schaudernd erlebt — ganz zu schweigen von den „Erfolgen "
polnischer Berwaltungskunst , die Kongretzpolen und Galizien
an den Bettelstab brachten! Wie sollten die Intelligenz lin¬
der Fleiß deutscher Eigentümer oberschlesischer Unternehmun -
gen gegen den unwissenden, unfähigen , aufgeblasenen pol-
Nischen Bürokratismus etwas ausrichten ? Wie könnten sie
unter derartigen Umständen die Schwierigkeiten meistern , di-
sich aus der geographischenLage Oberschlesiens zu den Haupt¬
absatzmärkten ergeben und in Zeiten wirtschaftlicher Krisen
noch verzehnfachen?

Das „ Journal des Debats " glaubt augenscheinlich selbst
nicht an die beruhigenden Ausflüchte, mit denen es die Be¬
denken von Engländern und Italienern «egen die Boloni -
sierung des oberschlesischen Jndustriebezirks beschwichtigt ;
denn es stützt seine Forderung , da» Industriegebiet zu über¬
antworten , vor allem auf nackte Gewalt , indem es dem Ober¬
sten Rate vorhält , er müsse die Auflehnung der polnischen
Grubenarbeiter gegen die Fortdauer - er deutschen Herrschaft
und die Unterstützung dieser Auflehnung durch Polen berück¬
sichtigen, um einen Krieg in Mitteleuropa zu verhüten . Als
ob es der Oberste Rat nicht völlig in seiner Hand hätte , Polen
zur Ariedensbewahrung anzuhalten ! Ohne srenrde Helfer »
die es mit Geld, Waffen , Munition , namentlich jedoch mit
Lebensmitteln versorgen, kann Polen keinen Krieg führen .
Will also der Oberste Rat die oberschlesische Frage sachlich nutz
gerecht entscheLwn , so braucht er sich an polnische Drohungen
nicht zu kehren , sondern nur den Beschluß zu fassen und
durchzuführen , daß keines seiner Mitglieder die Drohpolitik
Polens unterstützt. Die polnische Neigung zu gewaltsamer
Entscheidung der oberschlesischen Frage berücksichtigen , heisst
künftige Auseinandersetzungen bewaffneter Art vorbereiten .

Lur Frage der Ikandidaten -
aukstellung in Waden

schreibt die Reichskvrrespondenz „Nord-Süd " aus Karlsruhe :
Rur sehr langsam begreifen die Parteien die Notwendig¬

keit, heute , wo den Parlamenten eine viel höhere Bedeu¬
tung zukommt, nur solcheMänner auf ihre Kandi¬
datenlisten zu sehen, die auch wirklich befähigt
sind , praktische Arbeit im Parlament zn
leisten . Der Zustand von früher , dass immer einige
wenige Mitglieder der Fraktion die eigentliche Arbeit
leisten, und die übrigen mehr oder minder Staffage bilde«,
ist auch jetzt im Grossen und Ganzen noch nicht überwunden.
Und erst nach und nach beginnt man einzusehey, dass man
der Fülle von wichtigen Fragen , die heute ein jedes Parla¬
ment belastet , nicht gerecht werden kann, wenn nicht all «
Mitglieder der Fraktion in den Dienst der gemeinsamen Ar¬
beit gestellt werden können.

Im Vergleich zu der früheren Zeit kann man geradezu vor»
einem Hagel von Gesetzentwürfen sprechen, der jetzt auf die Par¬
lamente niederfällt . Bedeutsame Probleme , die dringend der
Erledigung harren , in den Wirrnissen der Revolutionszeit
Wer nicht erledigt werden konnten, sollen gelüst werden. In¬
zwischen Wer gebiert beinahe eine jede Stunde neue Not¬
wendigkeiten auf verfassungsrechtlichem, wirtschaftlichem und
sozialem Gebiet , und die Durchberatung eines neuen Ge¬
setzes nach dem andern wird zur harten Pflicht für die Par¬
lamente . Dazu Lmmt der eigentliche politische Betrieb , der
sich in einer Unmenge von Anfragen und Interpellationen
äußert , und schließlich der begreifliche Wunsch der Wäh¬
le r, von den einzelnen Abgeordneten unmittelbar recht

fleitzig Wer die Dinge , die sich im Parlament abspielen, un¬
terrichtet zu werden .

Bei uns inBaden sind die beiden größten Parteien de»
Landes inzwischen zu der richtigen Erkenntnis der
besonderen parlamentarischen Erfordernisse unserer Zeit ge¬
langt . Und wenn vielleicht auch für die kommenden Land »
tagswahlen , die am 30. Oktober dieses Jahres statt¬
finden sollen, diese Erkenntnis noch nicht die wünschenswerte
Nutzanwendung nach sich gezogen haben wird, so haben doch
die Preffeerörterungen innerhalb dieser beiden Parteien —-
es handelt sich um das Zentrum und die Sozialdemokratie —>
den Gedanken selbst mit erfreulicher Deutlichkeit in den Vor¬
dergrund geschoben .

Mit Recht wird da ausgeführt , dass eine nach alle «
Seiten der politischen Arbeit hin leistungsfähig «
Fraktion das Hauptziel Lei der Kandidaten ,
aufstellung sein müsse . Der Einfluss einer Frak¬
tion hänge nicht nur von der Zahl - er Sitze W, sondern nicht
weniger von der Tüchtigkeit der einzelnen Fraktionsmitglie¬
der . Es dürfe nicht so weit kommen, dass die Last der Ar¬
beit und Verantwortung auf einem kleinen Kreis autz
der Fraktion ruht , währen - die Mehrzahl sich auf die Ab¬
wesenheit bei den öffentlichen Sitzungen und den Fraktion *,
beratungen beschränkt. Die Folge einer solchen Methode
müsse der Zusammenbruch bezw . der allzufrühe Ver¬
brauch dieser wichtigen Kräfte sein . Eine Wei¬
tere Folge sei - äs Liegenbleiben wichtiger Ar¬
beiten und eine im Ganzen unbefriedigende Leistung trotz
aller Anstrengung der wenigen Fleißigen . Unbedingt müsse
die Wählerschaft für diese Argumente Verständnis zeigen und
nur solche Kandidaten aufstellen, die ihr die Gewähr bieten,
dass sie auch praktische, parlamentarische Arbeit zu leisten ver¬
mögen .

Es ist klar, daß das , was hier gesagt wird , für alleParteieq
gilt . Ganz abgesehen davon, dass unser Parlamentarismus !
ja überhaupt noch in seinen Anfängen steckt und zudem untre
überaus schwierigen Verhältnissen zu arbeiten gezwungen
ist . bietet die bisherige Methode der Kandidatenaufstellung
zweifellos allenthalben starken Anlass zu einer berechtig¬
ten Kritik . Venn es auch wohl nie gelingen wird, auf
dem Wege einer Wahl nur faktisch bedeutende und tüchtige
Männer in die Parlamente zu bringen , so besteht doch ganz
sicher die Möglichkeit, das geistige Befähigungs¬
niveau der Parlamente dadurch wesentlich
zu heben , dass man bei der Kandidatenaufstellung zum
allermindesten nur solche Viünner nominiert, die fleißig untz
geschäftsgewandt genug sind , um auch selbst ganz bestimmt«
parlamentarische Arbeiten übernehmen zu können .



Politische Neuigkeiten ,
lkstbenau und Louckeur.

* Der Minister für den Wiederaufbau Raihenau hat sich
nach Wiesbaden begeben, um mit dem französischen Minister
für die «besetzten Gebiete Loucheur zu einer zweitägigen 'Be¬
sprechung zusammenzutreffen . Vorgestern wurde die Frage
der internationalen Wirtschaftslage im Zusammenhang mit
dem Wiedergutmachungsproblem in fünfstündiger Aussprache
der beiden Minister erörtert . Es kam dabei die Frage der
Sachleitungen , Arbeitsleistungen und die Finanzierung zur
Sprache . Heute sollen eine Reihe von Einzelfragen er¬
örtert werden . Übereinstimmung herrschte in dem Bestreben,
die Aufgaben des Wiederaufbaues der zerstörten Gebiete im
großen Ausmaße und in verstärktem Tempo zu fördern .

über die Unterredung Rathenaus mit Loucheur glaubt
Philippe Millet , der Auslandspolitiker deS „Petit Puristen " ,
einige Angaben machen zu können, obzwar Loucheur dem
„Matin " tVertreter lediglich erklärte , er sei sehr befriedigt ; er
Hab« mit Rathenau sehr nützliche Verhandlungen gepflogen,
er könne sogar sagen : sehr notwendige, die in Paris mit
den Vertretern Rathenaus fortgesetzt werden und die den
Sachverständigen die besten Anleitungen geben könnten . Rach
dem „Petit Parisien " send folgende Punkte besprochen worden :

» . Ersatz für die 26pr»zentige Abgabe »an der Ausfuhr .
Rathenau habe erklärt , diese jährlichen Änderungen unter¬
worfene Abgabe sei ein zu großer unbekannter Faktor für die
künftigen Budgets Deutschlands ; er für fein Teil zöge ein
System , ähnlich dem des Abkommens von Paris vor, bei dem
die feststehende Jahreszahl wesentlich höher wäre .

2, habe Mathenau auch das System der Obligationen , 8aS
in London festgesetzt wurde , bemängelt . !Es scheine , daß er
andere Kreditmittel für nützlicher Halte, zum Beispiel Wert .
Papiere , hie Deutschland selbst auf dem Markt unterbrächte .
Loucheur habe sehr loyal erklärt , daß Deutschland in diesem
Falle , also für Anleihen , nicht auf die -Garantie der Alliier¬
ten rechnen dürfe .

3 . habe der deutsche Minister über die Lachlieferungen ge¬
sprochen . Er habe betont , daß die augenblicklichen Verhältnisse
auf dem Wechselmavkt eine Frage von Leben und Tod für
Deutschland seien und daß man deshalb Deutschland durch
Sachiieferungen und Gestellung von Arbeitskräften seine Ver¬
pflichtungen erfüllen lassen solle . Hier habe der französische
Minister , -wie es scheine , verschiedene Fragen zur Betrachtung
»orgelegt, in der Hauptsache wohl die der Verrechnung her
Sachlieferungen , die nach den Abmachungen im Laufe des
Lieserungsjahres erfolgen müßte . Loucheur habe gefragt , ob
«S nicht möglich sei . gemäß den industriellen Gepflogenheiten
Zahlungen auf eine längere Zeitdauer zu beschaffen . Er
Habe ferner die Aufmerksamkeit Mathenaus auch auf die Preis¬
frage gelenkt.

> ' *

Wie die „ Vosstsche Zeitung " aus Paris meldet, kündigte
Loucheur gestern abend in einem Telephongespräch an , daß
die Vorschläge Rathenaus einen genauen Plan über den ge¬
samten Wiederaufbau der zerstörten Gebiete enthielten in
»oller Berücksichtigung der französischen Gegenvorschläge. Die
Vorschläge Rathenaus seien für die französische Regierung an¬
nehmbar . Loucheur ist gestern abend von Wiesbaden nach
Parts abgereist und wird heute nachmittag die deutschen Vor-
schlüge dem Ministerpräsidenten Briand unterbreiten .

Deutschland und der Völkerbund.
Bei der Jahresversammlung des Rates dev „League of

Ratimts Union ", die einige Hundert Delegierte aus allen,
Teilen ^ Englands unter dem Vorsitz Lord M. CerilS vereinigte ,
wurde eine Entschließung mit sehr großer Mehrheit ange¬
nommen , hie Len Wunsch nach Aufnahme Deutschlands in,
den Wölbrrbund zum Ausdruck bringt . Die Entschließung , die
»on R . Unwin, einem der Vorkämpfer des Völkertbundgedan-
kenS in England während des Krieges , vorgeschagen wurde ,
spricht aus :

„Daß der künftige Friede Europas und die wohlverstandenen
Jntereffen der Alliierten verlangen , daß Deutschland rin Mit -
gliey des Völkerbunds werde; und daß diese Union ihren Ein¬
fluß aufbieten wird, dies im Einklang mit den Vorschriften
der Satzungen bei der nächsten Tagung der Versammlung des
Völkerbunds herbeizuführen ."

Diese Entschließung verpflichtet nunmehr die Union zu
einer klaren und unzweideutigen Politik . Darin liegt ein
Novum unh eine Bedeutung , die man , wie der B . K . -Korre -
fpondent der „F . Z .

" aus London schreibt, nicht unterschätzen
darf , denn zur Union gehören mehrere Hundert englische Par -
lamrntarier , darunter die führendem Staatsmänner der jetzt,
ge» Regierung . Der Grundgedanke der Resolution ist der
Wunsch, den Frieden durch den Ausbau des Völkerbundes zu
einer Weltorganisation nach besten Kräften zu befestigen. Der
Ausschluß Deutschlands ist eine der größten Lücken in dieser
Organisation .

Die Union wird in kurzer Zeit in einer großen inter¬
nationalen Demonstration im Hydepark, bei der Redner aus
zahlreichen Ländern zu Wort kommen werden, vor aller Welt
für den Gedanken des Völkerbundes werben . Bon der Be¬
wegung in England , die auch während der Kris« der letzten
Monate unverändert stark geblieben ist, ist ferner zu melden,
daß die englische Union eine deutsche Abteilung gebildet hat ,
zum Studium der Deutschland betreffenden Verhältnisse.
Der Sektion gehören hervorragende Sachkenner , -wie Keynes,
G . Murray , Sir G . Paish , I . A . Hopsan, G . P . Gooch, Ge¬
neral Gough und viele andere Träger wohlbekannter Na¬
men an.

Der Rat des offiziellen Völkerbundes wird am nächsten
Freitag zu einer Sitzung , deren Dauer auf zwei Wochen be¬
rechnet ist, in Genf zusammentreten . Ein Brasilianer hat
den Vorsitz . Mr . Fisher ward an Stelle Balfours Groß¬
britannien vertreten . Zu den Verhandlungsgegenständen ge¬
hören : der polnisch -litauische Streit , die Aaland -Frage , in der
Schweden neue Argumente vorzubringen versucht, die Man¬
datsfrage und anderes .

Frankreich und England .
Der diplomatische Milarbeiter des „Daily Telegraph "

schreibt , in Londoner diplomat . Kreisen fei man der Ansicht ,die ziemlich lauwarme Aufnahme, die der Gedanke einer
rngstsch . franzöflschrn Allianz aus beiden Seiten des Kanals
gefunden habe, sei ein Zeichen dafür , daß der von den nicht-
offiziellen Anhängern dieses Gedankens gewählte Augenblick
nicht geeignet gewesen sei . Die Erörterungen über die Bünd¬
nisfrage , die dem „Daily Telegraph " zufolge sowohl in eng¬
lischen als auch in französischen amtlichen Kreisen über in¬
formell und persönliche Besprechungen nicht hinausgegangen
sind, find infolge der vorzeitigen Bekanntmachung auf unbe¬
stimmte Zeit »erschvbrn worden.

Die « Morning Post " meldet aus Washington : Nachfragen
in amtlichen Kreisen bestätigen keineswegs die Berichte aus .
Paris , nach denen die amerikanische Regierung über ihre Hal¬

tung bezüglich des geplanten englisch -französischen Bündnisse-
sondiert worden sei . Sollte an die amerikanische Regierung
wegen dieser Frage herangetrrten werden, so werde sich die
Regierung aller Wahrscheinlichkeit nach weigern, ihre Anfiötz
darüber anszudrücken. In den Vereingten Staaten herrschedie
Ansicht , daß eine englisch -französische Allianz odereine andere
europäischeAllianz die Bereich Staaten nicht berühre , ßoferü
die Allianz nicht gegen die Interessen der Bereinigten Staaten
gerichtet sei oder einen so ausgesprochen militärischen Charak¬
ter habe, daß sie erneut den Weltfrieden bedrohen würde.
Der Berichterstatter der „ Morning Post " sagt, die amerika¬
nische Regierung habe nicht die Absicht, sich an irgend einem
Bündnisse zu beteiligen, sei es mit England oder mit Frank¬
reich und von ihrer augenblicklichen Politik des Nichwinmi-
schens in die europäischen Angelegenheiten abzuweichen. Har¬
bins wünsche enge und freundschaftliche Beziehungen zu Eng¬
land zu pflegen. Er werde daher jeden Versuch , eine englisch ,
amerikanische Reibung hervarzurusen , mißbilligen. Ein sel-
cher Versuch sei bereits ahne Erfolg unternommen worden.
Hardings Achtung und Freundschaft gegenüber England be¬
deute aber laut „ Morning Post " keineswegs, daß er für Frank¬
reich weniger herzliche Gefühle habe.

Vereinbarung Ikorksntys mit General
Gratier .

* Der „Times " -Korrespondent in Soßnowitz berichtet, - aß
am tl . Juni Korfanty mit dem französischen General Gratier
« ine Unterredung gehabt habe . Es sei vereinbart worden,
daß dir Polen « in 14 . Juni das ganze Gebiet von Gleiwitz
räumen , »vährend die Deutschen am 15 . Juni Annaberg ver¬
lassen und sich über die Oder zurückziehen - ,verden. Die In¬
surgenten würden ihre Rückzugsbewegung sortsetzen , wann die
Ko«,Mission am 14 . Juni eine Amnestie für alle am Aufruhr
Beteiligten erläßt . Die deutschen Truppen sollen bis zum
22 . d. M . aufgelöst werden mit Ausnahme der Polizei in Len
Städten . Ter „Times "sKorrespondent ist der Meinung , daß
ein« Amnestie unbedingt erforderlich sei, um in Oberschlefien
die Ordnung wieder herzustellen.

Die polniscb-kranzösiscbe Ikulturscbmacb.
Bisher ist immer nur von der vollständigen Passivität der

französischen BesatznngSbehörden während des Aufruhrs die
Rede gewesen. Allmählich werden aber auch Fälle stärkerer
Aktivität bekannt, zwar nicht gegen die polnischen Aufrührer ,
wohl aber gegen die friedliche deutsche Bevölkerung, In An¬
wendung des Belagerungszustandes ist, während die Überfälle
- er Insurgenten ungehindert geschehen konnten, gegen jede
kleine Ansammlung städtischer Bewohner um so unnächsicht -
licher eingeschritten worden. Die „Breslauer Morgen¬
zeitung " b gibt folgende Schilderung aus Gleiwitz vor
dem Einrücken der italienischen und englischen Truppen :

In Gleiwitz werden deutsche Einwohner verhaftet , einge¬
sperrt und nach einigen Tagen wieder entlassen, ohne eine
Aufklärung über den Grund ihrer Verhaftung erhalten zu
haben . Das Gleiwitzer Kriegsgericht ist noch nicht ein ein¬
ziges Mal zu einer Sitzung zusammengetreten . Der sran .
zösische Kriegsgerichtsrat , zugleich Berichterstatter , Staatsan¬
walt und Ermittlungsrichter , fährt dauernd zwischen Gleiwitz
und Oppeln spazieren und hält sich meist in Oppeln auf .
Den Verteidigern der Verhafteten war es bisher nicht möglich ,
mit ihm auch nur ein einziges Mal persönliche Rücksprache zu
nehmen . Ebensowenig war es bislang einem Verteidiger mög¬
lich, die Strafakten zu Gesicht zu bekommen. Allabendlich,
sobald die neunte Stunde vorüber ist, geht , eine wilde Jagd
in den Straßen los . Französische Posten und Patrouillen
im Innern der Stadt spähen nach harmlosen Spaziergängern ,
die sich verspätet haben. Wer ergriffen wird, wird aus die
Wache geschleppt , selbst wenn er gerade vor der Tür seines
Hauses angelangt war . Gibt man aus der Wache aber an,
daß man Pole ist, so wird man ohne jedes Nachspiel entlassen
und obendrein noch mit Schokolade beschenkt !

Aus Myslowitz berichtet das Blatt , daß dort allabendlich
Deutsche von der Straße und aus den Wohnungen geholt
werden, um von einem Trupp von 12 Insurgenten , der darin
sein A-bendvcrgnügen zu haben scheint , nach einem Schacht der
Umgebung verschleppt zu werden. Dort werden sie bewußtlos
gepeitscht , mit kalten Duschen wieder munter gemacht, von
neuem ausgepeitscht, bis sie nicht mehr atmen können und dann
aus die Straße gesetzt. Und alles das unter den Augen derer ,
die für die Parität in Oberschlefien sorgen sotten !

Bon allen Teilen , in denen die Insurgenten ihr Unwesen
treiben , wird, so lesen wir in der „Frkf. Ztg .

"
, übereinstimmend

berichtet, daß es vielen von ihnen nur auf Raub - und Plün¬
derung ankommt. Ganze Wagenladungen von Sachen, sogar
Klaviere und Möbel schleppen sie fort . In den von Franzosen
„beschützten " Städten , wie z. B . Kattowitz, haben sie ungehin¬
dert Geschäfte und Privatwohnnngen auSplündern können.
So sieht die von Herrn Briand wirderhergestellte Sicherheit
in Wirklichkeit aus .

Der Prozeß gegen Dölz.
In dem alten Berliner Kriminalgerichtsgebäude «begann

gestern vormittag der Prozeß gegen den Näuberhauptinann
Max Hölz. Rings um das Gebäude waren besondere Abspcr-
rungsmaßnahmen getroffen . Die Anklage gegen Hölz lautet
auf Mord , versuchten Totschlags, Aufruhr , Landesfriedens -
bruch, Hochverrat, Aufforderung zum Ungehorsam gegen die
Gesetze , Störung des öffentlichen Friedens durch Androhung
eines gemeingefährlichen Verbrechens, Bildung bewaffneter
Truppen , Freiheitsberaubung , Nötigung. Erpressung , räube¬
rische Erpressung, Verbrechen gegen das Sprengstofsgesetz.
vorsätzliche Brandstiftung , vorsätzliche Gefährdung eines
Eisenbahntransportes , Zerstörung einer Teleguaphenanlage u.
a . m . Die Anklage sagt in ihrem Allgemeinen Teil , daß die
Anfstandsbewegnn, in Mitteldeutschland von Hölz ganz nach
militärischer Methode betrieben worden war .

Am Eingang zum Berhandlungsraum werden die Eintre¬
tenden einer Leibesvisitation unterzogen . Hölz wird von vier
Soldaten der Schutzpolizei zur Anklagebank geführt . Auf die
Frage des Vorsitzenden, ob er der Angeklagte sei, sagt Hölz:
Ehe ich antworte , möchte ich eine Erklärung abgeben. Wäh¬
rend der Voruntersuchung habe ich prinzipiell jede Aussage
abgelehnt . Wenn ich jetzt auSsagen will, so ändere ich nichts
an meiner prinzipiellen Gesinnung . Ich fühle mich nicht als
Angeklagter, sondern als Kläger gegen die bürgerliche Gesell¬
schaft, deren Vertreter Sie sind . Hölz verweigert jede Aussage
über seine /Personalien und über die sogenannte militärische
Oberleitung . ..Als die Meldung über das Kesseltreiben, das
auf uns in Mitteldeutschland veransialtet wurde , eintraf , ha¬
ben wir einen Ausruf erlassen, in dem wir sagten, daß, wenn
die Reichswehr vormarschiert, wir die Bonrgeosie massenweise
abschlachten würden .

" Das sei nur als eine Drohung gemeint
gewesen. Im Felde, in dem ick vier Jahre mitgetämpst Hab«,
teilte Hölz mit , sei er Husaren - und Meldereiter gewesen,
bei Amiens verschüttet, wegen nervöser Folgeerscheinungen
entlassen worden. Daß der Rufstand in Mitteldeutschland

Von russischer Seite hervorgerusen worden sei. bestreitet de»
Angeklagte, er wurde, wie - Az sagte, von den Behörden pro»«,
giert . Aus die Frage eine« Beisitzers, was er sich als Erfol»»es ganzen Unternehmens gedacht habe, antwortet der Ana»,
klagt« : Die Herrschaft des Proletariats !

Die Beerdigung des Nbg . Gareis !
Zu der Beisetzung des Abg . Garei » hatten sich gestern nach¬

mittag trotz des RegenwetterS Tausende am Münchener Oft-
sriedhof eingefunden. Reichstagsabgeordneter Ledebour führte
in seiner Gedächtnisrede aus , daß Gareis ein weiteres Glied
in der Reihe der sozialistischen Blutzeugen sei. Viehrere
Züge , die mit Fackeln zurückkehrten , wurden an der Jsar -
brücke von der Polizeiwehr ausgelöst. Der Straßenbahnver¬
kehr ruht« von 3 bis 7 Uhr vollständig. Die Jsarbrücken
waren von der Landespolizei mit Punzerautos besetzt und mit
Drahtverhau gesperrt . In einer vom Montag dotierten amt¬
lichen Verlautbarung heißt es : Die Regierung hat alle Maß¬
nahmen zur! Ausrechterhaltung der Ruhe , Ordnung und
Sicherheit getroffen. DemonstrationSversammlungen und
DemonstrotionSumzüge zur politischen Ausnützung des Mlor»
des sind verboten. Im übrigen ist der Generalstrftk auch vcm
der Streikleitung für heute abend bereits abgesagt worden.

Der Proteststreik in Bayern .
* Aus Nürnberg wird gemeldet : die Christlichen Gewerk¬

schaften und die Hirsch -Dunckerschen Grwerkvereine haben
die Teilnahme an dem von der MSP . und der U.S .P . für
heute Montag proklamierten Generalstreik abgelehnt. In den
Großbetrieben , wie z. B . der Maschinenbau A .-G ., den Site
mens -Schuckertwerken, den Bingwerken wird die Streikparole
befolgt. Dort ruht die Arbeit . In den Kleinbetrieben wird
zumeist gearbeitet . Die Straßenbahn verkehrt nicht. Sämt¬
liche bürgerlichen Zeitungen sind erschienen . Die sozialdemo¬
kratische „Fränkische Tagespost" und der „Unabhängige So¬
zialdemokrat " geben jetzt ein zweiseitiges Mitteilungsblatt
heraus , in dem u . o. die Arbeiterschaft aufgefordert wird, die
Straßen frei zu halten , Gruppenbildungen zu vermeiden, sich
durch die bezahlten Märchenerzähler nichts vormachen zu lassen
und am Dienstag früh die Arbeit wieder aufzunehmen . Ver¬
sammlungen finden- nicht statt . In der Nachbarstadt Fürth
ist die Streiklage ähnlich. In Koburg ruht die Arbeit in fastallen Betrieben . Die Straßenbahn , das Gas -, ElektrizitatS -
und Wasserwerk liegen still . Die Zeitungen sind nichs er¬
schienen .

Schwarze Franzosen als Mächter lbrer
weißen Brüder .

* über einen Zusammenstoß zwischen weißen und farbigen
Franzosen , der am 4 . Juni aus dem Saarbrücker Bahnhöf
stattfand , werden einige Einzelheiten bekannt : Ein aus wei¬
ßen Franzosen bestehender Truppentransport plünderte di«Kantine auf dem Saarbrücker Bahnhof . Auf diese Ausschrei¬
tung hin wurden die nachfolgenden Truppentransporte aufdem Bahnhof durch eine dichte Postenkette farbiger Kolonial¬
soldaten in Empfang genommen. Die farbige « Kranzes ««
hinderten ihre weißen Landsleute mit vorgehaltenem Gewehrdaran , den Zug zu verlassen. Trotz der so oft betonten rühren¬
den Kameradschaftlichkeit zwischen weißen und farbigen Fran .
zosen wollten die weißen Franzosen sich das Einschreiten ihrer
farbigen Landsleute nicht gefallen lassen , und so kam es zu den
widerlichsten Schimpfereien . — Die Franzosen haben durch
die Verwendung der Farbigen gegen ihre eigenen Landsleute
die Farbigen als Wächter über sich selbst gesetzt. Wenn eines
Tages die farbigen Kulturträger die Waffen , zu deren Ge¬
brauch sie durch Frankreich ausgebildet wurden , gegen ihre
Lehrmeister und gegen die weißen Raffen kehren, dann kann
Europa sich bei den berufenen Hütern der Zivilisation dafÄ
bedanken.

Die Preise der Monats - uny Mocden -
kabrkarten.

* Über die bereits angekündigte Hrrabsetznng der Preise
der MvnatS - «nd Wochenfahrkartrn wird amtlich folgende-
bekannt gegeben: Die zum 1 . Juni d . I . im allgemeinen
Verkehr in Kraft getretene Tariferhöhung , die für Monat - -
karten eine Berechnung von 2l> Teilfahrten , die Wochenkarten
eine solche nach zehn Dreißigsteln des Monatskartenpreises
vorsieht, bleibt an sich bestehen . Mit Rücksicht ab« ans die
schwierige Lage des Arbeitsmarktcs , die insbesondere die auf
die Benutzung von Monats - und Wochenkarten angewiesene
Bevölkerung trifft , hat der Reichsverkehrsminister die Einfüh¬
rung folgender Notstandstarife angeordnet :

Die Monatskarten werden derart berechnet, daß ihnen nicht
20, sondern 16 Einzelfahrten im Monat zu Grunde gelegt
werden, so daß bei einer Benutzung zur Fahrt zwischen Wohn-
platz und Arbeitsstätte an acht Tagen die übrigen Fahrten im
Monat frei sind . Die Wochenkarten werden nicht zu zehn
Dreißigsteln , sondern zu sieben Achtundzwanzigsteln des Mo¬
natskarte, »Preises -berechnet. Hier fährt also der Inhaber be¬
reits nach Benutzung an zwei Tagen der Woche während d«U
übrigen Teiles der Woche frei ; auch Kurzarbeiter können da¬
her mit Vorteil von ihnen Gebrauch machen .

Diese Tarifherabsetzungen , die nicht über die Dauer der zur
Zeit bestehenden Wirtschaftslage hinaus gelten sollen, werden
mit größtmöglicher Beschleunigung durchgesührt werden . Mit
Rücksicht auf die herbei zu überwindenden Schwierigkeiten >ve»>
den aber die neuen Tarife nicht vor dem 1 . September ein¬
geführt werde» können.

Zum gleichen Zeitpunkte werden die auf anderen Grund¬
sätzen ausgebauten Zeitkarten des Berliner und Hamburg «».
Vorortverkehrs , di« am 1 . Juli d . I . in Kraft treten , in den»
gleichen Verhältnis ermäßigt werden, wie dies bei den -Mo¬
nats - und Wochenkarten des Fernverkehrs geschieht .

Ikurze polit . Nuckrickten.
* Kommunistischer Znsammenbruch bei de« Wahlen ft-

Kreis Mansfeld . Am Sonntag fanden die Kreistagswahl «-
im Kreis ManSsrld statt . Sie brachten eine Wahlbeteiligung
von 50 Proz . Der Znsammenbruch der B .K .P .D . ist kata¬
strophal. Bo« 21 987 bei den letzten Prenßrnwahlrn erhalt «»
«en Stimmen erhielt diese Partei nur 6718 . Es stehen jetzt
im Kreistage 15 Vertreter der linken Parteien gegen 11 Ver¬
treter der Rechten . Bisher hatten die Kommunisten im Kreiß ,
tag die absolute Mehrheit . Sie verloren von 13 Mandat «»
sechs.

* Die Partoie « d«S Rheialandrs erlassen eine gemrinsa« »
Erklärung , daß ein« Volksabstimmung über di« Trenn »««
des Rhrinlandr von Preuße «, auch nach Ablauf der in d«
Reichsverfassung vorgesehenen Sperrfrist , währet der Dane*
der Besetzung durch die Allsterten nicht stattsinden dürfe .



Wsdiscke Ulbersicbt . .
Ksdiscder Landtag .

Da» Giruridstuckssperrgesetz gefalle «.
(Von unserem parlamentarischen Mitarbeiter .)

Eine bewegte Sitzung hat der badische Landtag hinter sich.
>vir Fraktionen halten schriftlich und telegraphisch ihre Mit »

Glieder aufgefordert , zur Stelle zu sein , denn es handle sich
am eine wichtige Abstimmung. And so waren denn auch
Vt Abgeordnete erschienen , eine Zahl , die bei einer Vollsitzung
fetten erreicht wird . Von Anfang an war eS lebhaft ; die
Frage wurde in den Wandelgängen aufgeworfen : Wird da »
Grundstückssperrgesetz Annahme finden ? Man
I»ußte, daß eine erhebliche Gegnerschaft ihm erstand , und da
»irre Zweidrittelmehrheit — nach den Bestimmungen der
Verfassung — zu seiner Annahme notwendig war , stiegen be¬
ledigte Zweifel auf , ob sich diese Zweidrittelmehrheit der
Avstimmenden für das Gesetz entscheiden würde , obwohl in
der Versassungskommiissionvon den anwesenden 18 Mitglie -
tzern 1k für das Gesetz votierten , drei dagegen und 1 Mit¬
glied sich der Stimme enthielt . — Der Präsident machte auch
bald nach dem Beginn der Sitzung die Abgeordneten auf die
Notwendigkeit ihrer unbedingten Anwesenheit bei der Ab¬
stimmung aufmerksam .

Der Berichterstatter Abg. Dr . Beryauer , konnte sich im
wesentlichen auf den gedruckt vorliegenden umfangreichen
illericht berufen , in welchem vieles Material über das stark
umstrittene Gesetz zusammengetragen ist. Gleichwohl gab
er noch eine zusammenhängende Vorstellung über den Ver¬
lauf der Beratungen im Berfassungsausschnß , die erkennen
ließ , unter welchen Schwierigkeiten der neue Entwurf zü-
jstand« gekommen war . (Über die wesentlichen Bestimmungen
desselben hat die „Karlsr . Zig." ihre Leser am verflossenen
Samstag unterrichtet .)

In der folgenden Aussprache präzisierten die Vertreter der
Fraktionen kurz ihre Stellungnahme , beim Zentrum sowohl
Wie bei den Demokraten waren di« Ansichten geteilt . Die
Sozialdemokratie trat geschlossen für , ebenso geschlossen die
Deutschnativnale « gegen den Entwurf auf . Dadurch ergab
sich von selbst eine parteipolitische Zuspitzung der Diskussion.
Vom Zentrum sprachen die Abgg . Straub , Dr . Schäfer, Gör¬
locher, Dr . Baumgartner und Weitzhaupt, von den Sozial¬
demokraten die Abgg . Maier und Dr . Kraus , von den De¬
mokraten Abg. Dr . Glöckner , von den Deutschnationalen Abg.
Schöpfte. Den Standpunkt der Regierung vertrat sehr wirk¬
sam der Arbeitsminister Dr . Englrr .

Bon dieser etwa zweistündigenPolemik hingaber weniger das
Schicksal des Gesetzes ab , als von der Abstimmung . Auf diese
konzentrierte sich denn auch die gespannte Aufmerksamkeit
des Hauses , zumal sie eine namentliche war . Erforderlich
Waren, um dem Gesetz die Gültigkeit zu sichern. Kl Stim¬
men , da 86 Abgeordnete anwesend waren . Diese erforderliche
Zweidrittelmehrheit wurde aber nicht erreicht. Für den
neuen Entwurf stimmten 63 Abgeordnete, 33 dagegen. Das
Mrundstückssperrgesetz war damit gefallen ;
an zwei Stimmen hing sein Schicksal . Etz war begreiflich,
bah nach der Abstimmung «ine ziemliche Erregung unter den
Befürwortern des Gesetzes sich geltend machte, weil ihre Be¬
mühungen , eS zu retten , an zwei Stimmen gescheitert waren .
Ein Vermittelungsantrag der Abgg . Dr . Leser, Dr . Glöckner
Und Dr . Baumgartner , die Paragraphen zu streichen, welche
die Zwangsenteignung durch den Staat auSsprechen, um den
Gegnern des Gesetzes sein« Annahme zu erleichtern , fand Ab¬
lehnung durch die Sozialdemokratie und wurde deshalb wie¬
der zurückgezogen.

Da das bisher in Geltung befindliche Grundstückssperr -
tzesetz am morgigen Tage «bläust unZ eine Anzahl Verkäufe
von Grundstücken und Häusern , wie im Verfassungsausschuh
mitgeteilt worden war , auf diesen Termin eingestellt worden
sind, um nicht mehr seinen einschränkenden Bestimmungen
zu unterliegen , ist zu befürchten, dah von jetzt ab ungesunde
Spekulation sich des badischen Grundstücksverkehrs bemäch¬
tigt und die Preise für Felder und Wiesen, sowie für städtische
Grundstücke ungebührlich in die Höhe gehen. Die schlimmen
Rückwirkungen aus die Preise der Lebensmittel und auf die
Wohnungsmieten würden sich dann von selbst ergeben.

»

Der Sitzungsbericht .
O2 . Karlsruhe , 13. Juni .

Präsident Kopf eröffnet die Sitzung mit der Bekanntgabe
einet großen Zahl von Eingaben .

Abg . Dr . Bernaurr (Ztr .) erstattet dann einen ausführ¬
lichen Bericht über das Grundstück- «ud Sperrgrsrtz , wie eS
aus dem Verfassungsausschuß hervorgegangen ist. Die
Gruudzüge des alten , am 1b. Juni d. I . «Mausenden Ge¬
setzes — Kontrolle des Grundstücksverkehrs, VerkausSgeneh»
migung , Vorverkaufs - und Enteignungsrecht deS Staates —
Werden deibehalten und außerdem auf Grund der Eisprün¬
gen verschiedene Verbesserungen geschaffen. Die neue Fas -
« mg d«S Gesetzes ist im Ausschuß mit IS gegen 3 Stimmen
bei 1 Stimmenthaltung angenommen worden . Eine Eingabe
des Schuhverbandes für deutschen Grundbesitz und des Bun¬
des deutscher Bodenreformer wurde hierdurch für erledigt
erklärt .

In der Aussprache erklärt sich lAbg. Straub (Ztr .) namens
eines Teiles seiner Parteifreunde gegen das Gesetz , das
«ichts anderes als eine Art Zwangswirtschaft darstelle. Der
Erfolg sei ein minimaler gewesen. Dem Staate seien trotz
des Sperrgesctzes infolge unrichtiger Angaben große Werte an
Verkehrssteuern entzogen worden. Alle in Betracht kommen¬
den Instanzen (Notariate , Landesfinanzamt , Handelskam¬
mern , bäuerliche und gewerbliche Organisationen ) hätten dem
Ostsetz jede Berechtigung abgesprochen. Die öffentliche Moral
werde geradezu untergraben . Im übrigen laufe die Tendenz
des Sperrgesctzes auf die Sozialisierung des Grund - «nd
Vodentz hinaus . Diese müsse zum Ruin des landwirtschaft .
Achen und Hausbesitzer führen . Ob aber die staatliche Regie
den Wohnungsbau verbilligen wird , sei füglich zu bezweifeln .
Neben diesen allgemeinen Einwänden , macht Redyer am ,
Gesetz sell»st, namentlich am staatliche« Vorkaufsrecht , feine

« k .

schweren Bedenken gelten? . Der Begriff „öffentliches Anser¬
esse

" sei außersrdentlich dehnbar . Wir wollen da» freie, un¬
beschrankte Eigentumsrecht auch hinsichtlich - eS Grund und
Boden». Geht das Gesetz mit diesen Mängeln ins praktische
Leben hinaus , so wird schon in 10 Jahren «ine völlige Be¬
reinigung de» Grundbuches nötig sein , sofern man kein
falsches Bild der wirklichen Verhältnisse erhalten will.

Abg. Mater ^ eidekbeim (Soz .) führt aus : Hier sehe man
wieder , wie sich hie Geister an den Interessengegensätzen
scheiden . Streitpunkte seien das Vorkaufs - und EnteignunpS »
recht des Staates . Beide aber erwiesen sich als notwendig .
Die EnteignungSbrohung bewirke. Laß die Preise nicht
übertrieben hoch gestellt werden . Ohne sie sei das Vor¬
kaufsrecht hinfällig . Eine GesetzeSmacherel , die den Zweck
verfolge, die alten , privatwirtschaftlichen WereicherungSmetho-
den zu schützen, könnten wir nicht mitmachen. (Zustimmung
bei den Soz . Widerspruch rechts.) Der Kollege Straub
wolle «uS dem Kriegselend heraus . Mit seiner Stellung¬
nahme würde er aber das Gegenteil erreichen.

Abg . Dr . Glvckner (D .) : Auch in meiner Fraktion sind die
Meinungen über das Sperrgesetz geteilt . Etwa die Hälfte
glaubt , daß in vorliegender Frage , die mit der Geldentwertung
zusammenhänge . die Landesgesetzgebung nicht zuständig ser.
Als weiteren Grund gegen das Gesetz werde u . a . geltend
geinacht, daß eS zu Unehrlichkeitverleite . Mer auch jene , die
mit dem Grundgedanken des Gesetzes einverstanden sind ,
haben manches an der Anwendung desselben auszusetzen. Es
kann nicht bestritten werden, daß das Gesetz in vielen Fällen
wohltätig gewirkt hat und im Interesse der Bodenpolitik seine
Aufrechterhaltung erwünscht ist . Daß das Gesetz der Sozia¬
lisierung zustrebe, sei nicht richtig. Redner bittet , die vor¬
handenen Bedenken soweit wie möglich zurückzustellen.

Abg. Schöpfte fD . N .) : Die Mißstimmung gegen das Sperr -
gesetz beruhe auf seiner verschiedenartigen und teilweise fal -

, »scheu Anwendung . Wir können uns mit der Vorlage nicht
befreunden , da wir jede Zwangswirtschaft beseitigt wissen
wollen.

Abg . Dr . Echos» (Ztr .) erklärt , daß er «us den gleichen
Gründen wie vor zwei Jahren gegen das Gesetz stimmen
werde . Diejenigen , die man am ersten treffen wolle, würden
es vortrefflich verstehen, zu entwischen . Hier handle es sich
um eine Zweckmäßigkeit , nicht um eine Prinzipienfrage . Der
Abg. Maier hat gedroht, seine Partei würde nicht inehr mit
uns zusammenarbeiten , wenn das Gesetz zu Fall käme . Auch
wir könnten auf diese Weise drohen. Aber damit zu ope¬
rinen sei Volk und Vaterland nicht gedient. Die weitere
Polemik wird von lebhaften Zwischenrufen auf Heiden Seiten
begleitet .

Abg . Görlacher (Ztr .) wendet sich gegen das Gesetz .
Abg . Dr . Kraus (>Soz .) hebt nach einer Auseinander¬

setzung mit den Zentrumsrednern nochmals die günstige
Seite des Gesetzes hervor . Durch den Wegfall der Be¬
fristung und di« genaue Definierung der „gemeinwirtschaft -
lichcn Interessen " seien die besten Anlässe, das Gesetz zu
umgehen , genommen.

Äbg. Dr . Banmgartner (Ztr .) bekennt sich als Anhänger
der Vorlage . Bei vollständiger Preisgabe des Grundstücks-
Verkehrs sei eilw erhebliche Verteuerung der Miete -
sürchten . Das Gesetz bringe gegenüber dem seitherigen Zu¬
stand wesentliche Verbesserungen. Auch hier komme eS auf
die richtige Anwendung an .

Arbeitsminister Engl» : Die Regierung stimmt dem vom
Bersassungsausschutz abgeänderten Gesetzentwurf zu . Wenn

. der Kaufpreis zu nieder angegeben wird, so kommt dies nicht
von dem Spervgesetz, sondern hat seine Ursache in der Ab¬
sicht der Steuerhinterziehung . Das neue Gesetz hat klar um - *
rissene Bestimmungen . Umgangen werden kann jedes Ge¬
setz : mit dem Argument des Umgehen-Könnens kann man jede
Strafbestimmung bekämpfen. Es haben sich auch sehr nam .
hafte Körperschaften für das Weiterbestehett des Gesetzes aus¬
gesprochen. Im demokratischen Staat müssen Äußerungen des
hem Gesetze zustimmenden Gewerkschaftsbundes, des Beamten -
lbundes — auch der Bauernverein sprach sich für das Gesetz
aus , Herr Abg. Schofer — so hoch eingeschätzt werden als
diejenigen der Arbeitgeber. Wenn man die Mietpreise freigibt ,
so würden diese um das lOfache steigen und der Arbeiter
müßte 5—6000 M . für Mete zahlen. Wer Bodenreform will,
muß das Gesetz als einen ganz bescheidenen Anfang betrach» »
ten ; mit Sozialisierung hat das Gesetz gar nichts zu tun . Mo «
hört jedoch die Bodenreform» nur an und in der Praxis ver- .
sagt man ihnen die Gefolgschaft Wenn jemand sein Hau - *
verkaufen will, warum soll dann die Stadt nicht das Recht
haben, das Haus zu kaufen ? Denn heute hat schon wegen
der Wohnungsnot die Stadt ein öffentliches Interesse am
Besitz von Grund und Boden. »Auch als Grenzland haben wir
das Gesetz notwendig. Ich kann an dem Gesetz Nicht das ge¬
ringste unmoralische finden. Bei freien Preisen kann heute
rin Landwirt , der im Krieg draußen war , nicht so viel Geld
aufbringen , um sich Land zu kaufen. Der Zweck des' Ge¬
setzes besteht darin , den Bauer , der als Landwirt leben will,

- existenzfähig zu halten . Ich bitte dringend, das Gesetz , an
dem der Haushaltsausschuß wochenlang um Verbesserungen
arbeitete — ich halte nicht alle Verbesserungen für wirklich «
Verbesserungen —, anzunehmen.

(Abg . Weihhanpt (Ztr .) tritt für das Gesetz ein, so lange
die Gefahr der Spekulaion mit Grund und '.Boden besteht.

Damit schließt die Aussprache.
Auf Antrag des Abg. Marum (Soz .) findet bei 8 1 nament¬

liche Abstimmung statt . Dieser wird mit 62 gegen 32 Stim¬
men angenommen , also nicht mit der erforderlichen Zwei¬
drittelmehrheit . Um letztere eventuell herbeizuführen , bean¬
tragt M »g. Dr . Glöckner (Dem .) den strittigen 8 6 (Enteig -
neungsrecht ) zu streichen . Das Gesetz enthalte im Ädri¬
gen doch recht Wertvolles .

Abg . Marum (Soz .) : Der 8 k ist von außerordentlicher
Tragweite . Ohne die Enteignung wäre das Gesetz ein
Messer ohne Schneide. Wir lehnen die Verantwortung für
das Scheitern des Gesetzes ab.

Wg . Dr . Glöckner zieht daraufhin seinen Antrag zurück,
- er nur retten wollte, was zu retten ist. — Mg . Dr . Baum -
gartner teilt die Auffassung des Borrednres .

8 k wird schließlich mit Mehrheit angenommen .
In der Schlußabstimmung ergibt sich wiederum ein Stim¬

menverhältnis von 63 zu 32, womit das Gesetz endgültig
abgelehnt ist.

Nach einer längeren Geschäftsordnungsdebatie wird die
nächste Sitzung auf Montag , den 20. Juni , nachmittags
3 Uhr , anberaumt . Tagesordnung : Interpellation wegen der
Arbeiterentlassungen bei Benz . Anfragen und Petitionen .
Schluß 8 Uhr.

Vollversammlung der Landwirtschatts -
kammer .

D2 . Die badische Landwirtschaftskammer hielt gestern vor¬
mittag im Saakr des Hotel Friedrichshof ihre 18. ordentliche
Vollversammlung die erste Versammlung der neugewählten
Kammer , ab.

Alterspräsident Ziegelmeyer-Langenbrücken begrüßte die
Anwesenden, insbesondere den Minister des Innern und die
anwesenden Vertreter der Regierung . Zwei Mitglieder de«

Kammer siwd «.nftjchuldigt » darunter der biftherige Präsident
Saenger -Diersheim w^ en Krankheit. Die beiden jüngste«
Mitglied « werden Sekretären bestimmt.

Minister Renymele begrüßt tne Versammlung namens de,
badischen Regierung , spricht den Herren, die bisher in de«
Landwirtschaftskammer gewirkt haben für ihre zielbewußt«
Tätigkeit die Anerkennung aus , und wünscht , daß sie den Aus¬
gaben der Landwirtschastskammer auch weiterhin ihr Interesse
bewahren möchten. Die Landwirtschastskammer stehe vo»
großen Ausgaben . Eine Reihe ihrer Betriebe müsse für di«
Friedensarbeit umgestellt werden. Der Minister hob hervor,
- aß die Regierung auch weiterhin der Kammer ihre Unter¬
stützung angedeihen lassen werde. Ob es dem Finanzmini ,
sterium möglich sein werde, der Landwirtschaftskammer ein »
der hohen Geldentwertung entsprechende Summe zu leisten »
lasse sich heute noch nicht übersehen. Das Ministerium de»
Innern Hobe, um der Landwirtschaft entgcgenzukoinme», au»
dem demnächst zur Verteilung kommenden Erlös der Fleisch -
Versorgung 300 000 Ml reserviert , die in jährlichen Raten
von 50000 , M . der Landwirtschaft zugute kommen soll. De»
Viehstand des Landes habe sich erfreulicherweise Mt ent¬
wickelt. Auch für die Verbesserung der Zucht würden grö¬
ßere Summen zur Verfügung gestellt werden. Hochburg soll
zu einer landwirtschaftlichen Schule ausgebaut werden. E»
sollen Unterstützungen für Biehverluste bei unverschuldeten
Verlusten bis zu 100 000 M . gewchhrt und für besondere Matz,
nahmen bei der Bekämpfung der Tsterkrankhrite » 300000 ZA
sreigemocht werden . Den Biehkrankheite«, insbesondere deq
Scuchenkrankheiten wie Rotlauf usw ., müsse man in Zukunft
besonders grcße Aufmerksamkeit zuwenden. Den Gemeindet»
und Orten sollten tierärztliche Beihilfen gewährt werden.

Der Minister kam dann auf di « Neueinrichtung zu spre¬
chen, daß in die Landwirtschastskammer jetzt auch Arbeit-
nehme» gewählt werden . Den Bestrebungen, die Arbeitneh¬
mer paritätisch in . die Kammer zu wählen, könne er. nicht
beistimmen . Das sei auch in anderen deutschen Ländern nicht
der Fall . Die Voraussetzungen hierfür seien nicht Vorhände »»
Baden sei neben Württemberg das einzige Land, in der die
Arbeiterschaft eine Vertretung in der Landwirtschaftskamme«
Hab« . In Baden sind in 260 170 landwirtschaftlichen Betrie¬
ben 671280 Arbeiter beschäftigt , darunter ständig beschäftigt
514 8Ä>. Der Minister wünscht , daß die Gegensätze ausge¬
glichen werden uud Arbeitgeber und Arbeitnehmer in fried.
licher Arbeit zusammenwirten zum Wöhle unseres Vater¬
landes . (Lebhafter Beifall .)

Alterspräsident Ziegelmryer dankte dem Minister für seine
freundlichen Worte und betonte , daß die Landwirtschaft nu«
dann gedeihen werde, wenn alle Streitigkeiten beiseite gelöst«
sen würden .

Sodann trat die Kammer in die Tagesordnung ein . Zu¬
wahl von Mitgliedern . Es Werder« gewählt nach dem Vor¬
schläge des Badischen Wjaldbefitzervcttxmdes Bürgermeister
Lehmann in Vi klingen , Graf Douglas , Schloß Langenstein bet
Stockach , Forstmann Zircher, Geschäftsführer deS badisch«»
Waldbesitzerverbandes in Villingen. Aus Vorschlag des Mni ,
steriums der Finanzen Oberforstrat Dr . GchhornMrrlsruhe .
Aus Vorschlag des Vereins selbständiger Gärtner Baden»
Friedrich Heger -Heidelberg, I . Vors, des Verbandes Bad .
Gärtnerbaubetriebe . Für den Genossenschastsverband Fried¬
rich Hoecker, für den Zentralgenosstnschastsverband Frhr .
Men «singen- Zu Sachverständigen für Ackerbau Albert Nerpel-
Rohrbach, für Tierzucht Jos . Müller , Landwirt in Heiden¬
hofen, für Obst- und Weinbau : Fritz Güntrrt , Vorsitzender
des Weinbauverbandes in Laufen , Sachverständiger der Ar¬
beitnehmer Gutsverwalter Schweizer-Rappenau . Damit ist
die Tagesordnung erledigt. Die nächste Ätzung findet Diens¬
tag , vormittag 10 Uhr statt . Wahl des Vorstandes usw. Wahl
der Ausschüsse usw.

Ikurze Nachrichten aus Kaden .
Fahrplanänderimg .

Der Eilgüterzug mit Personenbeförderung 6272, jetzt Frei¬
burg ab 11,18 vorm ., verkehrt vom Mbntag , den 1Ü. Juni an
von Freiburg bis Müllheim 18 Minuten früher , also FreibwdG
ab 11 Uhr, Müllheim an 11,58 vorm. Äe Halte bleiben di«
gleichen.

Ettlingen , 13 . Juni . Wie der „Landsmann " mellwt , wurde
aus der ehem. strategischen Eisenbahn Karlsruhe - DurmerS -
heim—Rastatt in der Nähe des Forchheimer Bahnhofs di«
Leiche eines überfahrenen jungen Mannes im Mter . von etwa
20 Jahren ausgefundrn . Der Unglückliche ist von den Wagen¬
rädern am Genick , der linken Leistengegend sowie an den bei¬
den Schienbeinen erfaßt , und etwa noch 60 Meter mitgeschleist
worden . Mein Anschein nach dürste ein Unfall» «Her auch ei»
Verbrechen vorliegen , da sich bei der Leiche keinerlei Bar¬
mittel vorfanden , ebenso nicht irgendwelche Papiere , welche
zur Feststellung der Person des ums Leben Gekommenen
führen könnten . Der junge Mann war Mt gekleidet, trug
braunen Anzug und hatte blondes zurückgekämmtes Haar . Die
Leiche ist in die hiesige Leichenhalle überführt , und am Sams¬
tag von der gerichtlichen Kommission in Augenschein genom¬
men worden . Der Bedauernswerte ist bis jetzt noch unbe - »
kannt geblieben und wurde gestern auf dem hiesigen Fried»
Hof begraben . : ,

Baden -Baden , 13 . Juni . In dem idyllisch, mitten von herr¬
lichen Waldungen umgeben, eine halbe Stunde von Baden
entfernt gelegenen „Seliges " tagte gestern die Hauptver-
sammlung de» BrzirkSvrreinS Karlsruhe im Deutsche »
Bnchdruckerverrin unter Leitung des ersten Vorsitzenden , Herrn
Dr . Fecht-Karlsruh «. Bei der Beratung der reichhaltigen Ta¬
gesordnung setzte eine rege Aussprache ein , die geleitet war
von dem Bewußtsein der wichtige » Zukunstsaufgaben des Ge¬
werbes und des engen Zusammenhanges » in dem seine unge¬
störte Entwicklung mit dem Wiederaufbau unserer geistigen
Kultur steht. Nach getaner Arbeit fand ein gemeinschaftliches
Essen mit den Familienangehörigen statt. Ein von herr¬
lichem, kühlem und doch schönen Wetter begünstigter Spazier¬
gang zum Korbmattfelsen und zur Batscharihütte beschloß die
schöne Bereinstagung .

Aus der Landeshauptstadt .
Ein Veteran der Presse. Ein Journalist , der lange Jahr «

in der badischen Presse tätig ivar, ist am Samstag in des
Person des Herrn Jodokus Fiege hier gestorben . Er stammte
aus dem Eichsfelde und war in den 80er Jahren am „ Frei¬
burger Boten " tätig , darauf beim »Bad. Beobachter ", - an »
Leim . Reuen Mannheimer Volksblatt", später in Würzbur -
und endlich in Metz bei der . Lothringer Bolksstimme ". Beim
Einrücken der Franzosen in die lothringische Hauptstadt wurd«
er vertrieben und zog sich nach Karlsruhe zu seinen Ange-
hörigen zurück.

Bchd. LanVrSttzeatrr . Die diesjährige Operettenspiel- rfl
des LandeStheaterS im Konzerthaus beginnt am Sonntag ,
den 3. Juli . Zur Eröffnungsvorstellung wurde „Der letzt«
Walzer " von OSkar Strauch gewählt. Lies« Operette ist M
hier Neuheit .



Wsdiscke Leitungsstimmen.
Kür de» Kchali der hier OerSffenllichte» Zeitun- ssUmmea übernimmt dt« Redaktion

keine politische Beraniworlung . Die dettnnr «stNmnen diene» de« Ztoeche
der Orientierung: sie sollen ein objektiver Bild geben von de» Etimmnnge» UN» An¬
schauungen , die m den « titttern de« Lander t»m « nrdruck gelangend

„Die Annex!»« Badens durch Württemberg ."

In der „Badischen Landeszeitung " schreibt Dr . Heinrich
Driise unter obiger Überschrift u . a. folgendes;

»Zu den interessantesten und lehrreichsten Vorgängen im
öffentlichen Leben der Gegenwart gehört ohne Zweifel die Be¬
wegung, die zum Zwecke der Annexion des Landes Baden
Von seinem östlichen Nachbar ins Werk gesetzt worden ist. Sie
ist interessant , um deswillen, weil sie zeigt, dass der Gedanke
des Imperialismus , der vor dem Kriege und noch lange wäh¬
rend seiner Dauer in den Köpfen einiger Deutscher geräuschvoll
gespukt hat, offenbar nicht umzubringen ist, sondern sich ein
anderes , wenn auch bescheideneres Betätigungsfeld gesucht hat.
Sie ist lehrreich, weil man aus ihr wieder einmal erkennt, dass
eine geschickte Reklameregie und die Spekulation auf die Ge¬
dankenlosigkeit der Menschen selbst absurden Ideen einen vor¬
übergehenden Erfolg '

zu sichern vermögen.
Der innerdeutsche Jmperalismus ist an sich nicht neu ; nach

1866 ist ihm jedoch durch die bald darauf erfolgte Neugrün¬
dung des Deutschen Reichs die Möglichkeit weiterer Auswirkung
genommen gewesen. Es ist zweckmässig, sich in den damals
»enteigneten " Landern , wie z. B . in Hannover , einmal umzu¬
hören, um sich über die Folgen solcher Vereinigungen zu unter¬
richten. Ich habe dort vor Jahr und Tag mit namhaften Per¬
sönlichkeiten gesprochen , die vor dem Jahre 1866 den Gedan¬
ken der Stärkung Preussens durch Einverleibung der von ihm
jumklammerten Gebietsteile begeistert vertraten und sich da¬
durch der Gefahr ausgesetzt hatten , in ihrem Heimatlande des
Hochverrats geziehen zu werden. 20 und 30 Jahr nach der An-
«exion als der Reiz der Neuheit geschwunden und die aus die Zu¬
gehörigkeitzu dem preuhischenStaatswesen gesetzten Hoffnungen
gründlich gewelkt waren , haben mir diese Leute, wenngleich
sie zum Teil durch die Annexion zu Amt und Würden gekom¬
men waren , sich also persönlich nicht zu beklagenhatten , ihre tiefe
Enttäuschung über das Missverhältnis der Bor - und Nachteile
eines Aufgehens in einem anderen Staate , vom Standpunkt
der Allgemeinheit aus betrachtet, zum Ausdruck gebracht.

Bei einer Vereinigung Badens und Württembergs würde
Baden zweifellos völlig unter die Vormundschaft des schwä¬
bischen Nachbarn kommen. Nicht allein wegen des numeri¬
schen Übergewichts Württembergs , sondern auch wegen der
forscheren Art , wie mau dort seine Interessen wahrzuneh -
men pflegt . Der Einfluss der nach meinen unparteiischen
Beobachtungen mit einem grossen Muss «von selbstloser Gut¬
mütigkeit ausgestatteten badischen Bevölkerung würde unver¬
hältnismäßig gering sein. Wenn Stuttgart , zu - essen Vorteil
die ganze Bewegung in erster Linie inszeniert zu sein scheint ,die Zügel in die Hand bekäme, dann würden die naiven Ge¬
müter , die sich bei uns von solch einer staatlichen Neuord¬
nung angenehme Wunderdinge versprechen, auch eines Tages
in die Lage kommen, ihrer Enttäuschung nach Muster der
Annexionshelden von 1866 Ausdruck zu geben und die Wahr¬

heit de» Sprichwortes von de» Lebewesen, die ihre Metzger
seihst gewählt haben, in ihrem ganzen Ausmatz zu erkennen.
Die bis zum heutigen Tage nÄS erfolgte Erfüllung der von
Württemberg dem badischen 'Staate vertraglich verbürgten
Versprechungen bezüglich - er von Baden dringend begehrten
Fortführung der Murstalbahn von der Landesgrenze ab —
ein Vorgang , der zu einem regelrechten Misstrauensvotum
des badischen Landtags gegen die württembergische Regie¬
rung geführt hat — spricht für die künftige Behandlung der
Interessen einer württembergischen „Provinz Baden " Bände .

Mit solch nachträglicher Erkenntnis ist aber wenig ge¬
dient ; daher möge insbesondere den Vertretern von Industrie
und Handel in den Städten Mannheim und Pforzheim , wo
sich zeitweilig eine Vorliebe für den grotzwürttembergischen
Gedanken gezeigt hat, als Menetekel dienen , wie die Direk¬
tion der Daimler -Motoren -Gesellschaft i« Gtuttgart -Uutrr -
türkhrim die Aussichten der württembergischen Industrie in
ihrem neuesten, soeben erschienenen Geschäftsbericht beur¬
teilt . Sie schreibt :

«Infolge der württembergischen «Steuergesetzgebung
und Steuerveranlagungspraxis ist die württembergische
Industrie , die schon wegen ibrer geographischen Lage
schwer zu arbeiten hat, gegenüber der übrigen deutschen
Industrie beispiellos vorbelastet. Bei den heutigen Löh¬
nen und Gehältern geradezu unerträglich ist die würt¬
tembergische Gewerbesteuer ; für das ^ euerjahr 1920
sinh unsere Werke Untertürkheim und Sindelsingen , ob -
wöhl wir mehrere Berlustjahre hinter uns haben, mit
nicht weniger als 9 599 759 M . Gewerbesteuer veranlagt
worden . Die württembergische Steuerpraxis bedeutet
für unser an sich gesundes Unternehmen die Unmög¬
lichkeit eines gedeihlichen Arbeitens . Wenn nicht we¬
sentliche Erleichterungen eintreten , muss eine möglichst
weitgreifende Verlegung unserer württembergischen Be¬
triebe nach anderen Gegenden Deutschlands vorgenom¬
men werden ."

Dass es sich dabei nicht um eine leere Drohung handelt ,
haben die Daimlerwerke inzwischen bewiesen, indem sie ihre
Nutzwagenabteilung nach ihrer Zweigfabrkk in Berlin -Marien ,
selbe verlegten . . . .

Die Pforzheimer haben gesehen, dass unter her Zwangswstct'-
schaft Württemberg wegen seiner umfangreichen Landwirt¬
schaft besser mit Lebensmitteln versorgt war als Baden . Schon
jetzt im Übergangsstadium verschwindet dieser Unterschied aber
mehr und mehr, und binnen kurzem wird er nur noch in un¬
serer Erinnerung leben. Wollte man die landwirtschaftlichen
Produkte Badens und Württembergs gleichmäßig über Leide
Länder verteilen und ihnen sonst nichts zuführen , so würden
insbesondere die Pforzheimer grosse Auge» machen. Die
Überschüsse Württembergs , die den Pforzheimern jetzt die
günstige Gelegenheit zum Milch- und Mehlhamstern geben,
müssten in dem stark zuschutzbedürftigen Baden versickern , ohne
entfernt allgemeine Zufriedenheit ausgelöst zu haben.

Den erfahrenen Sachkenner reizt es stets dazu, malitiös
zu werden, wenn behauptet wird, dass durch die Vereinigung
den Ländern eine nennenswerte finanzielle Erleichterung zu¬
teil werde. Man muss überhaupt allen Vorkehrungen zu
der vielbesprochenen Vereinfachung der Staatsverwaltung

mit Vorsicht oder besser mit Misstrauen begegnen. Vielfachkommt nur die Verschiebung der Ausgaben von einer Etat¬
position auf eine andere dabei heraus . Käme etwa Stuttgartals gemeinsame Hauptstadt in Frage , so würden die nichtallein tarifmäßig , sondern auch durch die grössere Entfernung
stark wachsenden Reisekosten unendlich viel mehr verschlingen,als durch die Ersparung einiger Ministerposten und Abgeord-
netenmandate erspart werden kann. . Mit Ersparnissen aufdem' Papier ist nichts gedient.

Die behauptete Gefährdung der wirtschaftlichen und sozia¬len Interessen der Angestellte» und Arbeiter beim Fortbestand
der beiden Länder gehört in die Kategorie der Schlagwörter »mit denen man lediglich bei gedankenlosen Zuhörern Beifall
auslösen kann. . . .

Was die behaupteten politischen Nachteile der Zersplitterung
betrifft , so ist zu sagen, dass die Bildung eines zweiten süd»
deutschen Grossstaates in dem Umfange Bayerns als ei»
nationales Unglück zu betrachten wäre . Das Bestreben gerade
auch der Sozialdemokratie müsste ihrem ganzen Wesen nach
doch dahin gehen, dass wir zu Reichsprovinzen kommen, die
zwar mit weitgehenden Befugnissen ausgestattet sind , um
einen ungesunden Berliner Zentralismus hintanzuhalten » die
aber nicht so gross sein dürsten, dass sie wie Bayern Politik
auf eigene Faust machen und dadurch den Bestand des Reiches
gefährden könnten. Ein zweites Bayern , wie es das beabsich¬
tigte Großschwaben darstellt, lässt die politische Mainljnie
wieder erstehen in so gefahrdrohender Art und mit solch trü¬
ben Aussichten hinsichtlich der Erhaltung der Reichseinheit,
dass sich die Vaterlandsfreunde auch im sozialistischen Lager
den Fall noch einmal ernsthaft überlegen sollten. Man denke
an das Beispiel der Schweiz, deren zahlreiche Kantone viel¬
fach widerstreitende Interessen haben und die doch so innig
Zusammenhalten , weil sie vermöge ihrer Kleinheit alle auf¬

einander angewiesen sind. Die Schweiz verdankt also ihr
Dastehen wie aus einem Guss und das damit verbundene
hohe Ansehen im Auslande gerade ihrer „Zersplitterung " in
zahlreiche Teilstaaten . Bei Ländern in der Grösse Badens
und Württemberg mit rund 2 Millionen Einwohnern kann
man nicht von Zersplitterung reden, sie sind vielmehr die
gegebenen Reichsprovinzen. . . .

Zu wiederholten Malen habe ich hier und an anderer Stelle
die Frage gestreift, wie man sich in Württemberg zu dem

. Vorschläge stellt, als gemeinsame Landeshauptstadt Karlsruhe
zu wählen. Wenn die Gegenseite sich in der Tat nur davon
leiten lässt, dass die Vereinigung zum Wohle beider Länder
anzustreben sei, dürfte sie kein entscheidendes Gewicht darauf
legen, dass gerade Stuttgart der Preis zufallen soll . Karls¬
ruhe wird durch den Verlust der Eigenschaft als Landeshaupt¬
stadt in feiner Entwicklung um 50 Jahre zurückgeworfen, und
ich bezweifle, dass es den Schlag je völlig überwinden könnte.
Dem wesentlich älteren in sich gefestigten Stuttgart würde es
dagegen viel weniger verschlagen , wenn Regierung und Par¬
lament in Karlsruhe ihren Sitz nehmen. Noch niemals ist
auf jene Anregung van schwäbischer Seite eine Antwort ge¬
kommen. Man wird gut tun , diese offenbar recht delikate
Frage auch der Versammlung einmal zu unterbreiten , die
Mitte dieses Monats die Annexionsangelegenheit in Donau ,
eschiagen behandeln soll .

"
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Einleitung gminigten Abmsjers in -ie Alb betr.

Die obige Gesellschaft hat um Verleihung des oben
bezeichnet « , Rechts nachgesucht . Die Bauten der zu
errichtenden Abwasserreinigungsanlage werden aus
den der Gesellschaft zu Eigentum gehörenden Grund -
stücken der Gemarkung Ettlingen errichtet.

Nach Vorprüfung des Gesuchs fordern wir hiermit
»ur Geltendmachung von etwaigen Einwendungen —
Vinnen 3 Wochen vom Ablauf des Ausgabetags dieses
Blattes an — bei dem Gemeinderat Ettlingen auf,
widrigenfalls alle nicht auf privatrechtlichenTiteln be¬
ruhenden Einwendungen als ausgeschlossen gelten, hier-
bei weisen wir noch besonders darauf hin, dass die
vor Inkrafttreten des Gesetzes vom 8 . April 1S13 kraft
besonderer privatrechtlicher Titel an den öffentlichen
Gewässern oder natürlichen nicht öffentlichen Wasser¬
linsen begründeten Rechte nunmehr als dem öffent¬
lichen Recht ungehörige Nutzungsrechte zu betrachknAnd und dass daher auf solche Rechte sich stützende
Sintvendungen ebenfalls unter die obige Ausschluss -
frist fallen. Die bezüglichen Beschreibungen, Pläne
»nd Zeichnungen liegen auf dem Rathaus in Ettlingen
»ur Einficht offen. L. 7A

Ettlingen , den 6. Juni ISA .
« ad. Bezirksamt.
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> Herausgegeben von Gustav Mayer
i. Land Der bayrische Dok.

n . Land Der Württemberg , und badtscbe Dok.
m . Land Der besstscbe Dok mit dem Dole von

Dessen -Dassel, den Nebenlinien«Oldenburg, Pbtltppslbal -- Larcb --
leld und dem Dole von Domburg .

Preis jedes Bandes in künstlerischen Pappbänden
je 30 — Mk - Geschenkausgabe, auf besserem Pa¬
pier und mit breitem Rande , Halbpergament , je

100— Mk-

»T»
Die Neuherausgabe des Vehseschen Geschichtswerkes bedarf keiner
Rechtfertigung. Der Wert dieser Art Geschichtsschreibungliegt in
dem gewaltigen Ouellenmaterial , das mit erstaunlichem Fleiß und
bewunderSwertem Geschickbearbeitet wird . „ Dass Vehse in besonders
reichem Masse als Quellen ungeschminkte zeitgenössische Berichte,
gelegentlich auch wohl Pamphlete , dass er Memoiren und anek¬
dotisches Material benützt und wörtlich zitiert , daß er verschmäht,
Ereignisse und Persönlichkeiten von einer so hohen Warte aus zu
betrachten, daß alle Konturen und Proportionen sich verwischen
und das Detail unkenntlich wird, dass er seinen Standpunkt , unbe¬
schadet seine- klaren und selbständigen Urteils , inmitten der Dinge
nimmt — das will uns heute als der besondere Wert seiner Ge¬

schichte dünken, das gibt seiner Methode der Forschung und
Schilderung ihr reizvolles Lachet".

G . Wraunlcbe Dokbucbdruckrerei
und Verlag , (Karlsruhe (Waden),

Hrarlkriedrickltrshe 14.

Hunderte von Grundstücken
jeder Art in allen Gegen¬
den Deutschlands zu ver¬
kaufen. Vermittlung von
Grundstücken übernimmt
Filiale KarlSruhe-Rintheim
Ernstste- 3S. 40 «ig. Filiale » .
Grösst Unternehmen . fKl97

kruvkltrsnlts
könnenohne Operation und
Berufsstörung geheilt wer-
den. Sprechstunde in Karls¬
ruhe» Hotel Sowie am 18.
Juni , von 9—1 Uhr-

vr ». Lwawk ,
Spezialarzt fürBrucHeiden -

X .723. Pforzheim . Uber
das Berutögen des Schnei¬
ders Paul Böckman » in
Pforzheim wurde heute
<«n 13. Juni 1S21, nach¬
mittags 3 )4 Uhr, das Kon -
kursverfahren eröffnet .

IHerr Rechtsanwalt
Echnurmann in Pforz¬
heim wurde zum Kon¬

kursverwalter ernannt .
Konkursforderungen sind

bis zum 1. August 1921
bei dem Gericht anzu¬
melden.

Es ist Termin an»eraumt
vor dem Amtsgericht hier,
Zimmer Nr . 6 zurDeschlutz -
faffung über die Beibe¬
haltung des ernannten
oder die Wahl eines an .
dern Verwalters , sowie
über die Bestellung eines
Gläubigerausschusses und
eintretenden Falls über
die in 8 132 der Konkurs,
ordnung bezeichneten Ge¬
genstände auf
Freitag , den 8. Juli 1921 ,

vormittags 8 Uhr,
und zur Prüfung der an -
gemeldetenForderungenaus
DieuStag, den 23. August
1921, vormittags 9 Uhr.

Allen Personen , welche
«ine zur Konkursmasse ge¬
hörige Sache in Besitz
haben oder zur Konkurs¬
masse etwas schuldig sind»
wird aufgegeben, nichts an
den Gemeinschuldner zu
verabfolgen oder zu leisten,
auch die Verpflichtungauf-
ertegt, von dem Besitze
der Sache und von den
Forderungen , für welche
sie aus der Sache abge¬
sonderte Befriedigung in
Anspruch nehmen, dem
Konkursverwalter bis zum
12. Juli 1921 Anzeige zu
machen .

PDorzheim, 13. Juni 1921 .
Der GerichtSschrriber deS

Amtsgerichts L . S.
L .710L Pforzheim.

Der Karl Lehmann und
dessen Ehefrau Mina geb.
Leck in Pforzheim haben
da» Aufgebot des verloren
gegangenen Grundschuld¬
briefs vom 7. Februar
19,0 über die für sie im
Grunbbuch von Pforz¬
heim Band 10h Hxst ^

356 27
dritte Abteilung Nr . ^

3
obere e?tückelhä !den , La-
gerbuchnummer 8052s der
Gemarkung Pforzheim ein¬
getragen, zu 5A > verzins ,
liehen Forderung von
12000 M . beantragt .

Der Inhaber der Ur-
stunde wird aufgefordert ,
spätesten in dem auf :
Donn ' rStag, 1 . Dezember

1921, vormittags S Uhr,
vor dem Amtsgericht Pforz¬
heim anberaumten Auf¬
gebotstermine seine Rechte
anzumelden und die Ur»
lulvde vorzulegen, widri¬
genfalls die Kraftloser ,
klärung der Urkunde er¬
folgen wird.

Mörzheim , 30 . Mai 1921.
Oherichtsschreiberei des

Amtsgerichts -V. 4.
Den Kaminfeger -

dienst im VI . Kehr¬
bezirk Pforzheim betr.

Der Kaminfegerdienst
im VI . Kehrbezirk (Dill¬
weihenstein) ist neu zu
besetzen. Der Bezirk um¬
fasst der « Vorort Dillwei¬
ßenstein und die Gemein ,
den Huchenfeld, Würm ,
Büchenbronn , Hamberg-

Hohenwart , Steinegg ,
Schellbronn , Tiefenbronn »
Mühlhausen , Lehningen
und Neuhausen .

Bewerbungen sind bis
zum 1 . Juli 1921 schrift¬
lich unter Anschluss der
hargesthriebenen Belege
beim Bezirksamt Pforz¬
heim einzureichen . L .730

Pforzheim , 6. Juni 1921.
Bezirksamt.

Hochbauarbeitcn für 3
neue Wohngebäude in
Hausach nach Finanzmini ,
sterialverordnung vom 3.
Januar 1907 öffentlich zu
vergeben : Schreiner -, Gla¬
ser- , Schlosser- , Anstrei¬
cher- , Tapezier , u . innere
Jnstallationsarbeiten , so¬
wie Anlage dev gesamten
äußeren Wasserleitung .
Zeichnungen» Bedingnis -
heft und Arbeitsbeschriebe
an Werktagen bei der
Bahnmeisterei Hausach u.
ini Jnspektionsgebäude
Hauptstraße Nr . 14 . Zim¬
mer Nr . 14, zur Einsicht.
Dem Angebot ist Preis¬
aufteilung nach borge-
»cbriebenem Muster beizu¬
fügen . Angebote mit der
Äuf'chrift : «Angebot aus
Wohngebäude Hausach"
verschlossen und postfrei
bis längstens 20. Juni
1921 , vorm. 10 Uhr, bei
uns einreichen, woselbst
auch Eröffnung statt¬
findet. Zuschlagsfrist 14
Tage . l X.684L.

Offenbar ^ 3 . Juni 1921«
Bahnbaulnsvektio«.
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